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Antwort 

der Bundesregierung 


auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Dr. Schneider, Mick, Orgaß und der Fraktion 
der CDU/CSU 
- Drucksache 7/1376 - 

betr. Fehlsubventionierung von Sozialwohnungen 


Der Bundesminister für Raumordnung, Bauwesen und Städte- 
bau hat mit Schreiben vom 20. Dezember 1973 - W I - 26 26 10 
- 9 “ namens der Bundesregierung die Kleine Anfrage wie folgt 
beantwortet: 

Das in der Öffentlichkeit lebhaft erörterte Problem der Fehl- 
subventionierung im sozialen Wohnungsbau beruht im wesent- 
lichen auf zwei Ursachen: auf der Entwicklung der Mieten inner- 
halb des Sozialwohnungsbestandes und auf der günstigen Ein- 
kommensentwicklung bei zahlreichen Inhabern von Sozial- 
wohnungen. 

Die Mieten der Sozialwohnungen werden als sogenannte 
Kostenmieten auf Grund der jeweiligen Bau- und Finanzie- 
rungskosten des Einzelfalles berechnet. Dieses Kostenmiet- 
system führt beim Anstieg der Boden- und der Baupreise zu 
laufenden Verteuerungen der jeweils zuletzt geförderten Sozial- 
wohnungen, so daß deren Mietniveau von vornherein wesent- 
lich über dem der älteren Sozialwohnungen liegt. Damit erzielen 
die Mieter der verschiedenen Förderungs jahrgänge - unab- 
hängig von ihrem Einkommen - ganz unterschiedliche Vorteile. 

Darüber hinaus hat die allgemeine Einkommensentwicklung der 
letzten Jahre dazu geführt, daß das Einkommen zahlreicher 
Inhaber von Sozialwohnungen nach dem Bezug der Wohnung 
zum Teil erheblich über die maßgebenden gesetzlichen Ein- 
kommensgrenzen gestiegen ist. Diese Wohnungsinhaber bleiben 
gleichwohl weiter im Genuß der öffentlichen Subventionen. 

Die „Fehlsubventionierung" besteht daher im wesentlichen in 
der Fortdauer der Inanspruchnahme von verbilligten Mieten 
oder Belastungen unterschiedlichen Ausmaßes trotz überdurch- 
schnittlicher Einkommenssteigerungen. Im Interesse einer 
besseren Wohnungsversorgung derjenigen Bevölkerungskreise, 
die einkommensmäßig zwar wohnberechtigt sind, aber noch 
keine Sozialwohnung erhalten konnten, wird deshalb geprüft, 
wie die nicht mehr berechtigte Subvention durch Entrichtung 
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von Ausgleichszahlungen entzogen oder zumindest vermindert 
werden kann. Dabei sollte das Aufkommen wieder für die 
weitere Förderung des Sozial Wohnungsbaues zur Verfügung 
stehen. 

über das tatsächliche Ausmaß der Fehlsubventionierung gibt 
es, wie in der Anfrage zutreffend festgestellt, zur Zeit keine 
gesicherten Unterlagen. Es sind aber ausreichende Anhalts- 
punkte dafür vorhanden, daß ein Ausmaß erreicht ist, das die 
Einleitung von gezielten Maßnahmen auch ohne vorherige 
statistische Erhebungen auf Grund eines besonderen Gesetzes 
- wie es die Opposition beantragt hatte - rechtfertigt, zumal 
deren Ergebnisse erst in einigen Jahren zu erwarten wären. Im 
übrigen sind in Kürze Daten zu erwarten, die zuverlässige 
Schätzungen ermöglichen werden. Deshalb wird schon jetzt eine 
gesetzliche Regelung zur Lösung des Problems vorbereitet. 
Auch die Mehrheit der zuständigen Landesminister hält gesetz- 
liche Maßnahmen für geboten. 


Im einzelnen werden die Fragen wie folgt beantwortet: 

1. Bis wann wird die Bundesregierung einen Gesetzentwurf zur 
Lösung des Fehlsubventionierungsproblems vorlegen? 

Nach längeren Vorberatungen im Rahmen einer Bund/Länder- 
Arbeitsgruppe habe ich am 11. Dezember 1973 den Bundes- 
ressorts einen Referentenentwurf eines „Gesetzes zum Abbau 
der Fehlsubventionierung und zur Entzerrung des Mietpreis- 
gefüges im sozialen Wohnungsbau" zugeleitet, der Mitte Januar 
1974 erörtert werden soll. Nach Abstimmung des Entwurfs mit 
den Ressorts wird die Bundesregierung über die Einbringung 
des Gesetzentwurfs Beschluß fassen. 

Der Entwurf sieht vor, daß ab 1976 bei öffentlich geförderten 
Mietwohnungen Ausgleichszahlungen in den Fällen zu entrich- 
ten sind, in denen die Miete eine nach Einkommen und Familien- 
größe angemessene Höhe unterschreitet-, bei eigengenutzten 
Wohnungen soll die Ausgleichszahlung bei übersteigen einer 
bestimmten Einkommensgrenze fällig werden. Diese Tat- 
bestände können durch eine Überprüfung der Wohnungs- 
inhaber zur Bestätigung der Fortdauer der Wohnberechtigung 
festgestellt werden. 


2. Wie hoch schätzt die Bundesregierung die Zahl der fehlsubven- 
tionierten Sozialwohnungen und ihren Anteil an der Gesamt- 
zahl der Sozialwohnungen; auf welche Erkenntnisse gründet sie 
diese Schätzung? 

3. Wie hoch schätzt die Bundesregierung das finanzielle Volumen 
der Fehlsubventionierung? 

4. Inwieweit erhöht sich dieses Volumen nach den Schätzungen 
der Bundesregierung noch bis zum Wirksamwerden des vor- 
gesehenen Fehlsubventionierungsgesetzes? 

Jede Schätzung des Umfanges der Fehlsubventionierung setzt 
zunächst eine Abgrenzung voraus, was als „Fehlsubventionie- 


2 



Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Drucksache 7/1476 


rung" konkret zu verstehen ist. Wenn die Fehlsubventionierung 
nicht nur in der Überschreitung der gesetzlichen Einkommens- 
grenzen gesehen wird, sondern zugleich darin, daß die Miete 
der Sozialwohnung im Einzelfall nicht in einem angemessenen 
Verhältnis zur Einkommenshöhe des Wohnungsinhabers steht, 
läßt sich die Zahl der Fehlsubventionierungsfälle auch nicht 
annäherd schätzen; sie kann nur durch konkrete Feststellungen 
ermittelt werden. Andererseits kann aber auch ohne Feststellun- 
gen oder statistische Ermittlungen davon ausgegangen werden, 
daß “ da die Mieten der älteren Sozialwohnungen gegenüber 
den neueren Förderungsjahrgängen wesentlich niedriger sind - 
ein nicht unerheblicher Teil der Wohnungsinhaber nach seinem 
jetzigen Einkommen nur eine Miete zu entrichten braucht, die 
unter einer als angemessen anzusehenden Wohnkosten- 
belastung liegt. Je nach Bestimmung der Angemessenheitssätze 
dürfte hierfür ein Anteil von etwa 10 v. H. der Wohnungs- 
inhaber angenommen werden können. 

Eine zuverlässige Schätzung des finanziellen Volumens dieser 
Fehlsubventionierung ist im Hinblick darauf, daß die Höhe der 
Subventionierung in den einzelnen Förderungs jahrgängen, in 
den einzelnen Ländern und auch im Einzelfall sehr unter- 
schiedlich gewesen ist, nicht möglich. 


5. Wie hoch schätzt die Bundesregierung das jährliche Aufkommen 
aus den Ausgleichszahlungen? 

Die Höhe des jährlichen Aufkommens aus den Ausgleichs- 
zahlungen hängt überwiegend davon ab, bei welcher Einkom- 
menshöhe und Miethöhe die Zahlungspflicht beginnt und 
welche Beträge dann im einzelnen unter Berücksichtigung der 
Haushaltsgröße und der Wohnfläche zu entrichten sind. Diese 
Bemessungsgrundlagen müssen durch Gesetz festgelegt werden. 
Gegenwärtig wird das hierfür erforderliche Tabellenwerk vor- 
bereitet, um die im öffentlich geförderten Wohnungsbau ab 
1. Januar 1974 geltenden Einkommensgrenzen dabei zu berück- 
sichtigen. 

Wenn man beispielsweise die Ausgleichszahlung so bemessen 
würde, daß von den Zahlungspflichtigen Haushalten im Durch- 
schnitt eine monatliche Ausgleichszahlung von 50 DM entrichtet 
wird, so wäre bei einer Annahme von z. B. 600 000 Zahlungs- 
pflichtigen (10 V. H. von rund 6 Mio öffentlich geförderter 
Wohnungen) mit einem jährlichen Aufkommen von mehr als 
300 Mio DM zu rechnen. Bei einem Aufkommen dieser Größen- 
ordnung wäre es sicher zu rechtfertigen, alle Sozialwohnungen 
zu überprüfen. 


6. Wie hoch schätzt die Bundesregierung den Anteil des zur Fest- 
setzung und Einziehung der Ausgleichszahlungen notwendigen 
V erwaltungs auf wands ? 


Der Verwaltungsaufwand besteht im wesentlichen in der Über- 
prüfung der Einkommensverhältnisse der Wohnungsinhaber 
(mit Ausnahme der Rentner und ähnlicher Personengruppen) 
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und der Veranlagung der Zahlungspflichtigen zur Ausgleichs- 
leistung. Zur Begrenzung des Verwaltungsaufwandes ist jedoch 
nur an eine Überprüfung in Abständen von drei Jahren gedacht, 
wodurch sich die jährlichen Uberprüfungsfälle auf ein Drittel 
verringern. Nach der Art der Tätigkeit dürfte der Verwaltungs- 
aufwand weitgehend dem Aufwand bei der Erteilung von 
Wohnberechtigungsbescheinigungen bzw. bei der Bearbeitung 
von Wohngeldanträgen entsprechen. Legt man die hierbei in 
der Länderpraxis ermittelten durchschnittlichen Verwaltungs- 
kosten zugrunde, wird der bei der Überprüfung der Fehlsub- 
ventionierung voraussichtlich entstehende Verwaltungsauf- 
wand auf ungefähr 50 Mio DM jährlich geschätzt werden 
können. 


7. Trifft es zu, daß nach Inkrafttreten des Fehlsubventionierungs- 
gesetzes die Einkommen von etwa 4 Millionen Haushalten 
überprüft werden müssen? 

Da bei der Überprüfung nicht alle Sozialwohnungen gleichzeitig 
erfaßt werden können, ist beabsichtigt, mehrere Jahrgangs- 
gruppen zu bilden, die nacheinander in Abständen von einem 
Jahr in die Prüfung einbezogen werden. Die Gruppen sind so 
zusammenzufassen, daß eine möglichst gleichmäßige Arbeits- 
belastung der zuständigen Stellen erreicht wird. 


8. Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß nur die Inhaber 
von öffentlich geförderten Sozialwohnungen unter bestimmten 
Voraussetzungen zur Ausgleichszahlung herangezogen werden 
sollen? Oder ist beabsichtigt, auch die Inhaber von Wohnungen, 
die mit Wohnungsfürsorgemitteln der öffentlichen Hand, mit 
Mitteln des Lastenausgleichsfonds oder im sogenannten zweiten 
Förderungsweg subventioniert worden sind, zu erfassen? 


Das Uberprüfungsverfahren soll an die Erteilung der Wohn- 
berechtigungsbescheinigung für öffentlich geförderte Wohnun- 
gen nach dem Wohnungsbindungsgesetz anknüpfen, da hier die 
Wohnberechtigung an bestimmte Einkommensgrenzen ge- 
bunden ist. Ob und inwieweit eine Überprüfung in anderen 
Förderungsbereichen in Betracht gezogen werden kann, in 
denen - wie z. B. im Rahmen der Wohnungsfürsorge der öffent- 
lichen Hand - eine Subventionierung ohne Abgrenzung nach 
bestimmten Einkommenshöhen erfolgt, wird gegenwärtig noch 
geprüft. Für den zweiten Förderungsweg des sozialen Woh- 
nungsbaues erscheint ein Überprüfungsverfahren nicht erfor- 
derlich, da hier bereits zur Vermeidung von Fehlsubventionie- 
rungen der Einsatz der Förderungsmittel zeitlich befristet ist 
und auch die Subventionierungshöhe der Einkommensentwick- 
lung angepaßt ist. 


9. Wem soll nach Auffassung der Bundesregierung das Aufkom- 
men aus den Ausgleichszahlungen zufließen? 

Dies wird gegenwärtig geprüft. 
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10. Aus welchen Gründen und auf Grund welcher Änderung der 
Verhältnisse hält die Bundesregierung nunmehr ein Fehlsubven- 
tionierungsgesetz für erforderlich, nachdem die von den gleichen 
Parteien getragene Bundesregierung in der letzten Legislatur- 
periode noch im September 1971 ein derartiges Gesetz abge- 
lehnt hat? 

Die früheren Vorstellungen zur Lösung des Problems der Fehl- 
subventionierung knüpften lediglich an den Tatbestand der 
Überschreitung der Einkommensgrenze, jedoch mit Gewährung 
eines erheblichen Toleranzbereiches, an. Dadurch wären nach 
den damaligen Schätzungen nur etwa 3 bis 5 v. H. der Inhaber 
von Sozialwohnungen unter die Abgabepflicht gefallen; der 
damit verbundene Verwaltungsaufwand wäre dann unverhält- 
nismäßig hoch gewesen. 

Nach dem jetzt vorbereiteten Gesetzentwurf wird, wie schon 
ausgeführt, der Tatbestand der Fehlsubventionierung weiter 
gefaßt, da er bei den Mietwohnungen auf das Verhältnis zwi- 
schen Miete und Einkommenshöhe abstellt. Damit wird auch 
das Verhältnis zwischen Verwaltungsaufwand, erfaßtem Per- 
sonenkreis und Aufkommen (vgl. Nr. 5 und 6) wesentlich 
günstiger. Darüber hinaus entspricht die neue Konzeption 
stärker dem Gerechtigkeitsprinzip als eine Pauschalregelung. 
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